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Departement für Wirtschaft, Soziales und Umwelt des Kantons Basel-Stadt



Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde

Merkblatt
Grenzbeträge und Fristen bei der Ergänzungsleistung


Bei den Ergänzungsleistungen existieren wichtige Grenzbeträge und Fristen. Wir haben diejenigen aufgeführt, die wichtig für private Beistandspersonen sind.

1. Grenzbeträge

Eintrittsschwelle Vermögen für Anspruch auf Ergänzungsleistungen (EL)
Bei einem Vermögen über CHF 100'000 (Einzelpersonen) und CHF 200'000 (Ehepaare) besteht kein Anspruch auf Ergänzungsleistungen.
Allerdings sollten Sie in diesen Fällen trotzdem aktiv eine Anmeldung für Prämienverbilligung vornehmen, denn möglicherweise besteht hierfür ein Anspruch.
Sobald das Vermögen die Eintrittsschwelle unterschreitet, muss eine EL-Anmeldung vorgenommen werden.

Vermögensverzehr pro Jahr
Bei Personen mit einem Vermögen von weniger als CHF 100'000 gilt ein Vermögensverzehr von mehr als CHF 10'000 pro Jahr als übermässiger Vermögensverbrauch. Dieser wird bei der EL-Berechnung als Vermögensverzicht angerechnet.
Ein Vermögensverbrauch von über CHF 10'000 pro Jahr muss nachvollziehbar belegt werden können (z.B. mit Kosten für zahnärztliche Behandlungen, Kosten im Zusammenhang mit Krankheit und Behinderung, Kosten für Wohnungsauflösung, etc.). Kann der Mehrverbrauch nicht ausreichend begründet werden, rechnet das Amt für Sozialbeiträge (ASB) den fehlenden Betrag als Vermögensverzicht an. Das Vermögen wird dann bei der EL-Berechnung so berücksichtigt, als wäre es noch vorhanden.
Bei Personen mit Vermögen von mehr als CHF 100'000 gilt ein jährlicher Vermögensverzehr von mehr als 10% des Vermögens als möglicherweise übermässig. In diesem Fall muss gegenüber dem ASB erklärt und belegt werden können, wofür das Geld ausgegeben wurde. Andernfalls kann das ASB den übermässigen Verbrauch bei der EL-Berechnung als Vermögensverzicht anrechnen.

Jährlicher Höchstbetrag für die Vergütung von Krankheitskosten bei Heim-bewohner*innen
Bei Heimbewohner*innen kann jährlich ein Höchstbetrag von CHF 6000 für die Vergütung von Krankheitskosten erstattet werden. Ist dieser Betrag ausgeschöpft, vergütet das ASB bis Ende des Kalenderjahres keine Krankheitskosten mehr.
Wie viel bereits vergütet wurde, kann beim ASB erfragt werden. Stehen insbesondere grössere Zahnbehandlungen an, kann es sinnvoll sein, diese auf das Jahresende und den Jahresanfang zu legen. So werden die Kosten auf zwei Kalenderjahre aufgeteilt und können vom ASB berücksichtigt werden.

2. Fristen (beachten Sie dazu auch die Merkblätter des Amtes für Sozialbeiträge)

Einreichen von Krankheitskosten beim ASB (betrifft Selbstbehalt / Franchise, Zahnarztkosten, Transportkosten zu medizinischen Zwecken, Selbstkosten für Inkontinenzmaterial, einige Hilfsmittel, Kosten Haushalthilfe bei Personen, die in eigener Wohnung leben)
Krankheitskosten müssen dem ASB innerhalb von 15 Monaten nach dem Datum der Rechnungsstellung eingereicht werden. Andernfalls besteht kein Anspruch mehr auf Rückerstattung.
Aus diesem Grund ist es wichtig, dass Sie dem ASB jeden Januar den detaillierten Krankheitskostenauszug des Krankenversicherers einreichen (dieser wird Ihnen für Steuerzwecke im Januar automatisch zugestellt).
Zahnarztkosten, Transportkosten für medizinische Fahrten, Selbstkosten Inkontinenzmaterial, usw. reichen Sie fortlaufend unterjährig beim ASB ein.

Anmeldung von Ergänzungsleistungen
Ergänzungsleistungen werden rückwirkend ab dem Zeitpunkt des Anspruchsbeginns ausbezahlt, wenn die Anmeldung innerhalb von 6 Monaten nach einem der folgenden Ereignisse erfolgt:
· Heimeintritt
· Neuverfügung einer IV- oder AHV Rente
Wird die Anmeldefrist von 6 Monaten nach dem Ereignis verpasst, werden die Ergänzungsleistungen erst ab dem Monat der Anmeldung ausbezahlt. Für die Zeit davor besteht kein rückwirkender Anspruch mehr.

Meldepflichten an das ASB bei Änderungen Einkommen, Vermögen oder Ausgaben und Veränderungen persönlicher Verhältnisse
Änderungen bei Einkommen, Vermögen oder Ausgaben sollten dem ASB möglichst sofort gemeldet werden. Dabei gilt der Grundsatz des Meldemonats: Eine Anpassung der EL erfolgt in der Regel erst ab dem Monat, in dem die Änderung gemeldet wird.
Wird eine Änderung, die zu höheren EL führt, zu spät gemeldet (z. B. eine Vermögens-abnahme oder eine Mietzinserhöhung), erfolgt grundsätzlich keine rückwirkende Nachzahlung ab dem tatsächlichen Ereignis.
Deshalb ist es wichtig, dem ASB jeweils im Januar die Steuerausweise aller bestehenden Konten einzureichen.
Wenn Sie ein neues Mandat übernehmen und feststellen, dass das tatsächliche Vermögen nicht mit dem in einer bestehenden EL-Verfügung berücksichtigten Vermögen übereinstimmt, müssen Sie dem ASB auch während des Jahres aktuelle Kontoauszüge einreichen und eine Anpassung der EL verlangen.

Link zu Website Merkblätter Amt für Sozialbeiträge: Ergänzungsleistungen | Kanton Basel-Stadt


Bei weiteren Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.


Fachstelle Private Beistandspersonen und Vorsorgebeauftragte (PriBe BS)
Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde Basel-Stadt
Rheinsprung 18, Postfach 301, 4001 Basel
E-Mail: pribe@bs.ch
Telefon: 061 267 81 51
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